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Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 08.03.2019 
Tel. Nr. 361-2859 

Norbert König 

Tel. Nr. 361-4136 
Diana Zimmermann 

Deputation für Umwelt, Bau, 
Verkehr, Stadtentwicklung, 

Energie und Landwirtschaft (L) 

Vorlage Nr. 19/577 (L) 

Deputationsvorlage  
für die Sitzung der Deputation 

für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, 
 Energie und Landwirtschaft (L)  

am 21.03.2019 

Entwurf des Bremischen Gesetzes zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen und Störfällen 

A. Sachdarstellung

Der vorliegende Entwurf eines Bremischen Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen und Störfällen soll das Bremische Gesetz zum Schutz vor schädlichen Um-
welteinwirkungen vom 26. Juni 2001 ablösen. 

Schädliche Umwelteinwirkungen (Immissionen) und Gefahren durch Ereignisse, die aufgrund 
einer Störung des bestimmungsgemäßen Betriebs in einem Betriebsbereich unter Beteili-
gung gefährlicher Stoffe zu einer ernsten Gefahr oder zu Sachschäden führen (Störfälle) sind 
im Wesentlichen im industriellen, im häuslichen und kleingewerblichen sowie im Verkehrsbe-
reich problematisch. Immissionsschutz- und störfallrechtliche Anforderungen sind aufgrund 
der Gesetzgebungskompetenz des Bundes überwiegend bundesrechtlich, jedoch in allen 
Bereichen nicht abschließend geregelt. 

Im Bremischen Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Bremisches Im-
missionsschutzgesetz) vom 26. Juni 2001 sind daher ergänzende Anforderungen zur Ab-
wehr von Immissionen, zum Betrieb von Geräten und Maschinen und zum Umgang mit ge-
fährlichen Stoffen geregelt worden. Des Weiteren wurden Regelungen zu Behördenzustän-
digkeiten und Bestimmungen über Ordnungswidrigkeiten getroffen. 

Der Geltungsbereich des vorliegenden Ablösegesetzes ist ebenso wie der Anwendungsbe-
reich des abzulösenden Gesetzes im Wesentlichen auf den vom Bundes-
Immissionsschutzgesetz nicht erfassten Bereich der sonstigen Emissionen beschränkt, die 
durch nicht gewerbliche Anlagen hervorgerufen werden. 

Die im bisherigen Bremischen Immissionsschutzgesetz enthaltenen Regelungen für den 
nicht gewerblichen Bereich und für nicht wirtschaftliche Zwecke sind durch die EU- und bun-
desrechtlichen Entwicklungen nicht mehr aktuell. Die Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU 
(Seveso-III-Richtlinie) vom 4. Juli 2012 in nationales Recht und das Inkrafttreten der hierauf 
beruhenden Neufassung der Zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung – 12. BImSchV) erfordern zur vollständigen 
Umsetzung der EU-Richtlinie auf Landesebene eine Anpassung des Bremischen Immissi-
onsschutzgesetzes. 
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Die Betriebsregelungen für Geräte und Maschinen sind nach zwei deklaratorischen Hinwei-
sen (Klammerzusätze in § 4 Abs. 1 und 2) sowie einer Aktualisierung der Angabe der in § 4 
Abs. 3 genannten EU-Verordnung unverändert aus dem abgelösten Gesetz übernommen 
worden. Die bisherige Regelung zu von Kindern ausgehenden Geräuschen ist inzwischen 
bundesrechtlich geregelt (§ 22 Abs. 1a BImSchG) und daher im Bremischen Landesgesetz 
entbehrlich geworden. 

B. Alternativen 

Alternativ könnte in Betracht kommen, die störfallrechtlichen Regelungen in einem eigenen 
Gesetz aufzunehmen. Das wird jedoch im Fachbereich für unzweckmäßig gehalten und von 
keiner beteiligten Seite empfohlen. 

C. Beteiligung/ Abstimmung) 

Der Entwurf des Bremischen Immissionsschutzgesetzes wurde durch den Senator für Justiz 
und Verfassung rechtsförmlich geprüft, mit der Senatskanzlei, dem Senator für Wirtschaft, 
Arbeit und Häfen, der Gewerbeaufsicht des Landes Bremen und dem für bergrechtliche Auf-
gaben zuständigen Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie in Clausthal-Zellerfeld 
abgestimmt. Des Weiteren ist der Entwurf dem Magistrat Bremerhaven, dem Senator für 
Inneres, der Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz und dem Ord-
nungsamt Bremen zur Abstimmung übermittelt worden, von denen keine Rückmeldungen 
eventueller Bedenken erfolgten. 

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderspezifische Auswirkungen 

Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderspezifische Auswirkungen sind nicht ersicht-
lich. 

E. Beschlussvorschlag 

Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft (L) 
stimmt dem Entwurf des Bremischen Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen und Störfällen zu und bittet um Weiterleitung über den Senat an die Bremische Bür-
gerschaft. 

Anlagen 



 

 

Bremisches Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und 
Störfällen (Bremisches Immissionsschutzgesetz – BremImSchG) 

Vom … 

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag) beschlos-
sene Gesetz: 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt 

1. für Betriebsbereiche im Sinne des § 3 Absatz 5a des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und die 
nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, 

2. für den Betrieb von Geräten und Maschinen, soweit hierfür im Folgenden Be-
triebsregelungen getroffen worden sind. 

(2) Andere Vorschriften, die dem Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen, der 
Vorsorge gegen derartige Einwirkungen oder der allgemeinen Gefahrenabwehr die-
nen, werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Die Begriffsbestimmungen des § 3 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie 
die Begriffsbestimmungen des § 2 der Störfall-Verordnung gelten entsprechend. 

§ 3 Abwehr von Immissionen und Schutz vor Gefahren durch Störfälle 

(1) Zur Abwehr anderer schädlicher Umwelteinwirkungen als Luftverunreinigun-
gen, Geräusche oder von Funkanlagen ausgehende nichtionisierende Strahlen durch 
Anlagen und Betriebsbereiche, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und nicht im 
Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, sind § 22 Absatz 1 
Satz 1, §§ 24, 25 Absatz 1, §§ 26, 29 Absatz 2, §§ 31 und 52 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) § 1 Absatz 1, §§ 3 bis 12, § 19 Absatz 1, 2 und 6, § 20 der Störfall-Verordnung 
über die allgemeine Pflicht des Betreibers zu störfallverhindernden Vorkehrungen 
und über besondere Hand-lungs-, Mitteilungs-, Informations- und Überprüfungspflich-
ten des Betreibers gelten entsprechend. 

(3) Die §§ 13 bis 17 und 19 Absatz 3 bis 5 der Störfall-Verordnung über die Pflich-
ten der zuständigen Behörden finden entsprechende Anwendung. 

§ 4 Betrieb von Geräten und Maschinen 

(1) Motorbetriebene Geräte und Maschinen, wie Rasenmäher, Rasentrim-
mer/Rasenkantenschneider (elektrisch betrieben), Vertikutierer, Heckenscheren, 
Schredder/Zerkleinerer, Kompressoren und Hochdruckwasserstrahlmaschinen sowie 



 

 

Handrasenmäher, dürfen an Werktagen in der Zeit von 13 bis 15 Uhr und von 19 bis 
7 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen nicht betrieben werden. 

(2) Freischneider, tragbare Motorkettensägen, Grastrimmer/Graskantenschneider 
(mit Verbrennungsmotor), Laubbläser und Laubsammler dürfen an Werktagen in der 
Zeit von 13 bis 15 Uhr und von 17 bis 9 Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen nicht 
betrieben werden. 

(3) Die Betriebsregelungen der Absätze 1 und 2 gelten nicht in Gewerbe- und In-
dustriegebieten. Sie gelten auch nicht in der Zeit von 13 bis 15 Uhr 

1. für die in Absatz 1 genannten Geräte und Maschinen, soweit sie gewerblich 
eingesetzt werden, 

2. für die in Absatz 2 genannten Geräte und Maschinen, soweit sie gewerblich 
eingesetzt werden und mit dem Umweltzeichen nach der Verordnung (EG) Nr. 
66/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 
2009 über das EU-Umweltzeichen (ABl. L27 vom 30.1.2010, S. 1) gekenn-
zeichnet sind. 

§ 5 Zuständige Behörden 

Für die Durchführung dieses Gesetzes sind zuständig: 

1. für die Überwachung der Betriebsregelung des § 4 die Ortspolizeibehörden, 

2. für die der Bergaufsicht unterstehenden Anlagen das Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie, 

3. im Übrigen die Gewerbeaufsicht des Landes Bremen. 

§ 6 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwendungsbereich des § 3 dieses Gesetzes 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einer vollziehbaren Anordnung nach § 1 Absatz 2 der Störfall-Verordnung zu-
widerhandelt, 

2. entgegen § 6 Absatz 3 der Störfall-Verordnung eine Information nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig liefert, 

3. entgegen § 7 Absatz 1, 2 oder 3 oder § 20 Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 3 
Nummer 1 der Störfall-Verordnung eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erstattet, 

4. entgegen § 8 Absatz 3 oder § 20 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 der Störfall-
Verordnung die Umsetzung des Konzepts nicht sicherstellt, 

5. entgegen § 8 Absatz 4, § 10 Absatz 4 Satz 3 oder § 20 Absatz 1 Nummer 2 
der Störfall-Verordnung ein Konzept oder einen Alarm- oder Gefahrenabwehr-
plan nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig aktualisiert, 



 

 

6. entgegen § 8a Absatz 1 Satz 1 oder § 11 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 
1 der Störfall-Verordnung eine Angabe oder einen Sicherheitsbericht nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Weise zu-
gänglich macht, 

7. entgegen § 9 Absatz 4 oder 5 Satz 3 oder § 20 Absatz 2 Nummer 1 oder Ab-
satz 4 Nummer 1 
oder § 19 Absatz 2 Satz 1 der Störfall-Verordnung einen Sicherheitsbericht 
oder dessen aktualisierte Teile oder eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

8. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1 der Störfall-Verordnung auch in Verbindung mit 
§ 20 Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 4 Nummer 2 der Störfall-Verordnung, 
einen dort genannten Alarm- oder Gefahren- abwehrplan nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstellt oder die erforderliche Information 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig übermittelt, 

9. entgegen § 10 Absatz 3 Satz 1 der Störfall-Verordnung einen Beschäftigten 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterrichtet oder 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig anhört, 

10. entgegen § 10 Absatz 3 Satz 2 der Störfall-Verordnung einen Beschäftigten 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig unterweist, 

11. entgegen § 10 Absatz 4 Satz 1 der Störfall-Verordnung einen Alarm- oder Ge-
fahrenabwehrplan nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig erprobt, 

12. entgegen § 11 Absatz 3 Satz 1 der Störfall-Verordnung eine Information nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig gibt, 

13. entgegen § 12 Absatz 1 Nummer 1 der Störfall-Verordnung eine Verbindung 
nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig einrichtet, 

14. entgegen § 12 Absatz 2 Satz 2 der Störfall-Verordnung eine Unterlage nicht 
oder nicht bis zur nächsten Vor-Ort-Besichtigung, jedoch mindestens fünf Jah-
re aufbewahrt, 

15. entgegen § 19 Absatz 1 der Störfall-Verordnung eine Mitteilung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht oder 

16. entgegen § 19 Absatz 2 Satz 2 der Störfall-Verordnung eine Mitteilung nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig ergänzt oder nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig berichtigt, 

17. der Betriebsregelung für Geräte und Maschinen nach § 4 dieses Gesetzes zu-
widerhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet 
werden. 

(3) Sachlich zuständige Behörde für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten sind 



 

 

1. bei Zuwiderhandlungen nach Absatz 1 Nummer 17 die Ortspolizeibehörden, 

2. für die der Bergaufsicht unterstehenden Anlagen das Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie, 

3. im Übrigen die Gewerbeaufsicht des Landes Bremen. 

§ 7 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
Bremische Immissionsschutzgesetz vom 26. Juni 2001 (Brem.GBl. S. 220 – 2129-a-
1), das zuletzt durch Gesetz vom 16. November 2010 (Brem.GBl. S. 567) geändert 
worden ist, außer Kraft. 

Bremen, den … 

Der Senat 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Mit dem Bremischen Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und Störfällen 
(Bremisches Immissionsschutzgesetz – BremImSchG) wird das Bremische Gesetz zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen vom 26. Juni 2001 abgelöst. 

Der Geltungsbereich des Ablösegesetzes ist ebenso wie der Anwendungsbereich des abgelösten 
Gesetzes im Wesentlichen auf den vom Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz – BImSchG) nicht erfassten Bereich der sonstigen Emissionen beschränkt, 
die durch nicht gewerbliche Anlagen hervorgerufen werden. Nach der Umsetzung der Richtlinie 
2012/18/EU (Seveso-III-Richtlinie) vom 4. Juli 2012 in nationales Recht und Inkrafttreten der hierauf 
beruhenden Neufassung der Zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Störfall-Verordnung – 12. BImSchV) sind die im bremischen Landes-
Immissionsschutzgesetz enthaltenen ergänzenden Regelungen zur 12. BImSchV für den nicht ge-
werblichen Bereich und für nicht wirtschaftliche Zwecke nicht mehr aktuell. Eine Anpassung des 
BremImSchG ist daher zur vollständigen Umsetzung der EU-Richtlinie auf Landesebene notwendig. 

Des Weiteren sind die im abgelösten Gesetz enthaltenen landesrechtlichen Betriebsregelungen für 
Geräte und Maschinen übernommen worden, die gemäß § 7 Absatz 3 der Maschinen- und Geräte-
lärmschutzverordnung (32. BImSchV) als weitergehende Vorschrift von den Regelungen der bun-
desrechtlichen Verordnung unberührt bleiben. 

B. Einzelbegründung 

Zu § 1 Geltungsbereich: 

Gemäß § 22 Absatz 1 Satz 3 BImSchG sind die Emissionen nicht genehmigungsbedürftiger Anla-
gen, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 
Verwendung finden, vom Geltungsbereich des BImSchG nur erfasst, soweit sie schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche oder von Funkanlagen ausgehende nicht-
ionisierende Strahlen bewirken. 

Der vom Bundesrecht nicht erfasste Bereich wird im landesrechtlichen Geltungsbereich geregelt, 
soweit der Zweck des Schutzes vor schädlichen Umwelteinwirkungen, der Vorsorge oder der allge-
meinen Gefahrenabwehr nicht bereits durch andere ordnungsrechtliche Regelungen (z.B. Ortsge-
setze über die öffentliche Ordnung der Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven) erfüllt wird. 

Zu § 2 Begriffsbestimmungen: 

Es ist zweckmäßig, im Bundes- und im Landes-Immissionsschutzrecht einheitliche Begriffsbestim-
mungen zu verwenden. Daher reicht im Landes-Immissionsschutzgesetz ein Verweis auf die in § 3 
BImSchG und § 2 Störfall-Verordnung festgelegten Begriffsbestimmungen aus. 

Nachdem der Bund im Jahr 2011 mit dem 10. BImSchG-Änderungsgesetz mit Wirkung vom 28. Juli 
2011 in § 22 Absatz 1a eine explizite Regelung zum Kinderlärm getroffen hat, ist die in § 2 Absatz 2 
des abgelösten Gesetzes enthaltene landesrechtliche Regelung obsolet geworden und war zu strei-
chen. 

Zu § 3 Abwehr von Immissionen und Schutz vor Gefahren durch Störfälle: 

Die Bestimmungen des BImSchG und der Störfall-Verordnung, die in Verbindung mit dem Landes-
Immissionsschutzgesetz auf die in § 1 genannten Anlagen und Betriebsbereiche anzuwenden sind, 
sind explizit aufgeführt. 
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Die in § 22 Absatz 1 Satz 1 BImSchG aufgeführten Betreiberpflichten gelten nach Nummer 3 für An-
lagen, die nicht gewerblichen Zwecken dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmun-
gen Verwendung finden, nur soweit sie auf die Verhinderung oder Beschränkung von schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche oder von Funkanlagen ausgehende 
nichtionisierende Strahlen gerichtet sind. Von der landesrechtlichen Bestimmung werden auch ande-
re schädliche Umwelteinwirkungen erfasst. 

Der auf Landesebene zu regelnde Teil der Richtlinie 2012/18/EU wird im BremImSchG umgesetzt. 
Bei den Betriebsbereichen, in denen sich Anlagen befinden, die nicht gewerblichen Zwecken dienen 
und die nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden, handelt es sich ins-
besondere um Hochschulinstitute und sonstige der Forschung dienende Einrichtungen. 

Die Richtlinie 2012/18/EU bezieht sich auf den Umgang mit bestimmten gefährlichen Stoffen inner-
halb eines Bereichs. In diesem Bereich können sich Anlagen, Lager, Versorgungswege und ähnli-
ches befinden, wobei die Richtlinie nicht zwischen immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürf-
tigen und nicht genehmigungsbedürftigen Einrichtungen sowie Verwendung zu gewerblichen oder 
nicht gewerblichen Zwecken unterscheidet. Die Regelungen der Richtlinie gelten unabhängig von 
diesen bundes- und landesrechtlich geregelten Eigenschaften, so dass eine europarechtskonforme 
Umsetzung auf Bundes- und Landesebene einheitlich zu erfolgen hat. Die entsprechenden bundes-
rechtlichen Vorgaben werden daher für den landesrechtlichen Bereich insoweit für anwendbar er-
klärt, als sich die Bestimmungen auf den Betrieb von Anlagen in Betriebsbereichen, die nicht ge-
werblichen Zwecken dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung 
finden, beziehen. 

Dies ist zunächst die Vorschrift des § 24 BImSchG. Hierdurch wird die zuständige Behörde ermäch-
tigt, erforderliche Anforderungen insbesondere zum Vollzug der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) 
zu treffen. 

Durch die Übernahme des § 20 Absatz 1a und des § 25 Absatz 1a sowie § 25a BImSchG wird der 
zuständigen Behörde die Möglichkeit eröffnet, die Inbetriebnahme oder Weiterführung einer Anlage, 
die Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereichs ist, nicht gewerblichen Zwecken dient und nicht 
im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung findet, ganz oder teilweise zu untersagen, 
solange und soweit die von dem Betreiber getroffenen Maßnahmen zur Verhütung schwerer Unfälle 
im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU oder zur Begrenzung der Auswirkun-
gen derartiger Unfälle eindeutig unzureichend sind; darüber hinaus kann die zuständige Behörde die 
Inbetriebnahme oder die Weiterführung einer solchen Anlage ganz oder teilweise untersagen, wenn 
der Betreiber die in einer zur Umsetzung der Richtlinie 2012/18/EU erlassenen Rechtsverordnung 
vorgeschriebenen Mitteilungen, Berichte oder sonstigen Informationen nicht fristgerecht übermittelt. 

Der Verweis auf § 20 Absatz 1a und § 25 Absatz 1a BImSchG ist erforderlich, weil nicht ausge-
schlossen werden kann, dass es genehmigungsbedürftige oder nicht genehmigungsbedürftige Anla-
gen gibt, die Betriebsbereich oder Teil eines Betriebsbereichs sind, aber nicht gewerblichen Zwe-
cken dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen Verwendung finden. Um ge-
genüber der Europäischen Gemeinschaft eine lückenlose Umsetzung nachweisen zu können, wer-
den daher Eingriffsmöglichkeiten sowohl gegen die Betreiber genehmigungsbedürftiger als auch 
nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen innerhalb eines Betriebsbereichs geschaffen, sofern die 
Anlagen nicht gewerblichen Zwecken dienen und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 
Verwendung finden. 

Der Verweis auf § 52 BImSchG ist erforderlich, um den Behörden des Landes hinsichtlich der Über-
wachung der Einhaltung der landesrechtlich übernommenen Teile der Störfall-Verordnung die Zu-
ständigkeit zu eröffnen. 

Die entsprechende Anwendung des § 1 Absatz 1, der §§ 3 bis 12, § 19 Absätze 1, 2 und 6 und § 20 
der Störfall-Verordnung stellt sicher, dass die Betreiberpflichten nach der Störfall-Verordnung auch 
zu beachten sind, wenn Betriebsbereiche Anlagen nicht kommerzieller Art umfassen. 
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Zu § 4 Betrieb von Geräten und Maschinen 

Zur Unterscheidung der in Absatz 1 aufgeführten Geräte Rasentrimmer/Rasenkantenschneider von 
den in Absatz 2 genannten Geräten Grastrimmer/Graskantenschneider sind deklaratorische Hinwei-
se zur Antriebsart eingefügt worden. Im Übrigen bleibt die Regelung des abgelösten Gesetzes un-
verändert. 

Zu § 5 Zuständige Behörden: 

Die Zuständigkeit für die Durchführung des Gesetzes bleibt wie bisher überwiegend der Gewerbe-
aufsicht zugewiesen. 

Für die der Bergaufsicht unterstehenden Anlagen bleibt wie bisher das Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie, Dienstsitz Clausthal-Zellerfeld aufgrund des Abkommens der Wirtschaftsres-
sorts der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen vom 16.12.1955/14.08.1956, 
zuletzt geändert durch Abkommen vom 22.09./09.10.2008, zuständig. 

Die Überwachung der Betriebsregelungen für bestimmte Maschinen und Geräte obliegt weiterhin 
den Ortspolizeibehörden. 

Zu § 6 Ordnungswidrigkeiten: 

Die Ordnungswidrigkeiten im Anwendungsbereich dieses Gesetzes entsprechen den auf Bundes-
ebene geltenden Vorschriften des § 62 Absatz 1 Nummer 2 und 7 und Absatz 2 BImSchG in Verbin-
dung mit § 21 der Störfall-Verordnung. Die Höhe des Bußgeldes ist im Bußgeldkatalog für den Um-
weltschutz, II. Sachbereich Immissionsschutz, geregelt. 

Zu § 7 Inkrafttreten/Außerkrafttreten: 

Regelung des Inkrafttretens dieses Gesetzes sowie des Außerkrafttretens des bisher geltenden 
Landes-Immissionsschutzgesetzes. 
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Synopse 
 

Bremisches Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und Störfällen (BremImSchG) 

Vom … (Brem.GBl. S. …) 

§ a. F. n. F. Anmerkungen 

§ 1 

 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt 

1. für die Errichtung und den Betrieb von 
nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen so-
wie für Betriebsbereiche, die nicht gewerbli-
chen Zwecken dienen und die nicht im Rah-
men wirtschaftlicher Unternehmungen Ver-
wendung finden, soweit von ihnen andere 
schädliche Umwelteinwirkungen als Luftver-
unreinigungen und Geräusche ausgehen 
können, 

2. für den Betrieb von Geräten und Maschi-
nen, soweit hierfür im Folgenden Betriebsre-
gelungen getroffen worden sind. 

(2) Andere Vorschriften, die dem Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen, der Vor-
sorge gegen derartige Einwirkungen oder der 
allgemeinen Gefahrenabwehr dienen, wer-
den durch dieses Gesetz nicht berührt. 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt 

1. für Betriebsbereiche im Sinne des § 3 Ab-
satz 5a des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, die nicht ge-
werblichen Zwecken dienen und die nicht 
im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmun-
gen Verwendung finden, 

2. für den Betrieb von Geräten und Maschi-
nen, soweit hierfür im Folgenden Be-
triebsregelungen getroffen worden sind. 

 

 

(2) Andere Vorschriften, die dem Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen, der Vor-
sorge gegen derartige Einwirkungen oder 
der allgemeinen Gefahrenabwehr dienen, 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

 

Die Beschreibung des Geltungsbe-
reichs entspricht im Wesentlichen dem 
Anwendungsbereich des § 1 Abs. 1 
(a.F.). Der bisherige Hinweis auf ande-
re schädliche Umwelteinwirkungen als 
Luftverunreinigungen und Geräusche 
ist durch die aktualisierte Regelung in 
§ 3 (n.F.) an dieser Stelle entbehrlich 
geworden. 

 

 

 

Abs. 2 (n.F.) entspricht Abs. 2 (a.F.). 

 

 

 

    
§ 2 

 

Begriffsbestimmungen 

(1) Die Begriffsbestimmungen des § 3 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der am 
11. Mai 2000 geltenden Fassung finden ent-
sprechende Anwendung. 

(2) Geräusche, die von Kindern ausgehen, 

Begriffsbestimmungen 

Die Begriffsbestimmungen des § 3 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes sowie die 
Begriffsbestimmungen des § 2 der Störfall-
Verordnung gelten entsprechend. 

 

Die Verwendung einheitlicher Begriffs-
bestimmungen auf Bundes- und Lan-
desebene ist zweckmäßig. 

 



Entwurf 07.02.2019 

- 2 - 
 

sind als Ausdruck selbstverständlicher kindli-
cher Entfaltung und zur Erhaltung kindgerech-
ter Entwicklungsmöglichkeiten grundsätzlich 
sozialadäquat und damit zumutbar. 

Die Regelung zu von Kindern ausge-
henden Geräuschen ist mit der Einfü-
gung des § 22 Abs. 1a BImSchG ob-
solet geworden. 

    
§ 3 

 

Abwehr von Immissionen 

Zur Abwehr anderer schädlicher Umweltein-
wirkungen als Luftverunreinigungen oder Ge-
räusche durch Anlagen und Betriebsberei-
che, die nicht gewerblichen Zwecken dienen 
und nicht im Rahmen wirtschaftlicher Unter-
nehmungen Verwendung finden, sind § 22 
Abs. 1 Satz 1, §§ 24, 25 Abs. 1, §§ 26, 29 
Abs. 2, §§ 31 und 52 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der am 11. Mai 
2000 geltenden Fassung entsprechend an-
zuwenden. 

Abwehr von Immissionen und Schutz vor 
Gefahren durch Störfälle 

(1) Zur Abwehr anderer schädlicher Um-
welteinwirkungen als Luftverunreinigungen, 
Geräusche oder von Funkanlagen ausge-
hende nichtionisierende Strahlen durch An-
lagen und Betriebsbereiche, die nicht ge-
werblichen Zwecken dienen und nicht im 
Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen 
Verwendung finden, sind § 22 Absatz 1 Satz 
1, §§ 24, 25 Absatz 1, §§ 26, 29 Absatz 2, 
§§ 31 und 52 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes entsprechend 
anzuwenden. 

(2) § 1 Absatz 1, §§ 3 bis 12, § 19 Absatz 1, 2 
und 6, § 20 der Störfall-Verordnung über die 
allgemeine Pflicht des Betreibers zu störfall-
verhindernden Vorkehrungen und über beson-
dere Handlungs-, Mitteilungs-, Informations- 
und Überprüfungspflichten des Betreibers gel-
ten entsprechend. 

(3) Die §§ 13 bis 17 und 19 Absatz 3 bis 5 der 
Störfall-Verordnung über die Pflichten der zu-
ständigen Behörden finden entsprechende 
Anwendung. 

 

Die Änderungen sind durch die euro-
pa- und bundesrechtlichen Entwick-
lungen, insbesondere mit der Neufas-
sung der Störfallverordnung erforder-
lich geworden. 

    
§ 3a Betrieb von Geräten und Maschinen 

Motorbetriebene Geräte und Maschinen, wie 
Rasenmäher, Rasentrim-

entfällt vgl. § 4 (n.F.) 
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mer/Rasenkantenschneider, Vertikutierer, He-
ckenscheren, Schredder/Zerkleinerer, Kom-
pressoren und Hochdruckwasserstrahlma-
schinen sowie Handrasenmäher, dürfen an 
Werktagen in der Zeit von 13.00 Uhr bis 
15.00 Uhr und von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr 
sowie an Sonn- und Feiertagen nicht betrie-
ben werden. 

(4) Freischneider, tragbare Motorkettensägen, 
Grastrimmer/Graskantenschneider, Laubbläser 
und Laubsammler dürfen an Werktagen in 
der Zeit von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr und von 
17.00 Uhr bis 9.00 Uhr sowie an Sonn- und 
Feiertagen nicht betrieben werden. 

(5) Die Betriebsregelungen der Absätze 1 
und 2 gelten nicht in Gewerbe- und Industrie-
gebieten. Sie gelten auch nicht in der Zeit 
von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr 

1. für die in Absatz 1 genannten Geräte und 
Maschinen, soweit sie gewerblich eingesetzt 
werden, 

2. für die in Absatz 2 genannten Geräte und 
Maschinen, soweit sie gewerblich eingesetzt 
werden und mit dem Umweltzeichen nach der 
Verordnung 1980/2000/EG gekennzeichnet 
sind. 

    
§ 4 

 

Umgang mit gefährlichen Stoffen 

Für Betriebsbereiche, die nicht gewerblichen 
Zwecken dienen und nicht im Rahmen wirt-
schaftlicher Unternehmungen Verwendung 
finden, sind § 20 Abs. 1 a, §§ 24, 25 Abs. 1 a 
und § 52 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der am 11. Mai 

Betrieb von Geräten und Maschinen 

(1) Motorbetriebene Geräte und Maschinen, 
wie Rasenmäher, Rasentrim-
mer/Rasenkantenschneider (elektrisch be-
trieben), Vertikutierer, Heckenscheren, 
Schredder/Zerkleinerer, Kompressoren und 
Hochdruckwasserstrahlmaschinen sowie 

 

§ 4 (a.F.) ist nach Neufassung des § 3 
entbehrlich. 

 

§ 4 (n.F.) enthält in Abs. 1 und 2 klar-
stellende Hinweise (Klammerzusätze) 
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2000 geltenden Fassung und die §§ 2 bis 16, 
19 und 20 der Störfall-Verordnung in der am 
3. Mai 2000 geltenden Fassung entspre-
chend anzuwenden. Diese Vorschrift dient 
der Umsetzung der Richtlinie 96/82/ EG des 
Rates vom 9. Dezember 1996 zur Beherr-
schung der Gefahren bei schweren Unfällen 
mit gefährlichen Stoffen (ABl. EG Nr. L 10 S. 
13). 

Handrasenmäher, dürfen an Werktagen in 
der Zeit von 13 bis 15 Uhr und von 19 bis 7 
Uhr sowie an Sonn- und Feiertagen nicht 
betrieben werden. 

(2) Freischneider, tragbare Motorkettensä-
gen, Grastrimmer/Graskantenschneider (mit 
Verbrennungsmotor), Laubbläser und Laub-
sammler dürfen an Werktagen in der Zeit 
von 13 bis 15 Uhr und von 17 bis 9 Uhr so-
wie an Sonn- und Feiertagen nicht betrieben 
werden. 

(3) Die Betriebsregelungen der Absätze 1 
und 2 gelten nicht in Gewerbe- und Indust-
riegebieten. Sie gelten auch nicht in der Zeit 
von 13 bis 15 Uhr 

1. für die in Absatz 1 genannten Geräte und 
Maschinen, soweit sie gewerblich einge-
setzt werden, 

2. für die in Absatz 2 genannten Geräte und 
Maschinen, soweit sie gewerblich einge-
setzt werden und mit dem Umweltzei-
chen nach der Verordnung (EG) Nr. 
66/2010 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. November 2009 
über das EU-Umweltzeichen (ABl. L27 
vom 30.1.2010, S. 1) gekennzeichnet 
sind. 

zur Unterscheidung der Geräte Rasen-
trimmer/Rasenkantenschneider und 
Grastrimmer/Graskantenschneider. 

 

In Abs. 3 Nr. 2 ist die Angabe der EU-
Verordnung aktualisiert worden. 

 

Im Übrigen entspricht § 4 (n.F.) dem  
§ 3a (a.F.). 

    
§ 5 Zuständige Behörden 

Für die Durchführung dieses Gesetzes sind 
zuständig: 

1. für die Überwachung der Betriebszeiten-
regelung des § 3a die Ortspolizeibehörden, 

Zuständige Behörden 

Für die Durchführung dieses Gesetzes sind 
zuständig: 

1. für die Überwachung der Betriebsrege-
lungen des § 4 die Ortspolizeibehörden, 

 

Die Zuständigkeitszuordnung bleibt 
unverändert. 
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2. für die der Bergaufsicht unterstehenden 
Anlagen das Landesbergamt Clausthal-
Zellerfeld, 

3. im Übrigen die Gewerbeaufsicht des 
Landes Bremen. 

2. für die der Bergaufsicht unterstehenden 
Anlagen das Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie, 

3. im Übrigen die Gewerbeaufsicht des 
Landes Bremen. 

    
§ 6 Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwen-
dungsbereich des § 4 dieses Gesetzes vor-
sätzlich oder fahrlässig 

1. den ergänzenden Anforderungen des § 6 
Abs. 2 Satz 2, 3, 4 oder Abs. 4 der Störfall- 
Verordnung in der am 3. Mai 2000 geltenden 
Fassung zuwiderhandelt, 

2. der Anzeigepflicht des § 7 Abs. 1 oder 2 
oder § 20 Abs. 1 Satz 1 der Störfall-
Verordnung zuwiderhandelt, 

3. der Pflicht zur Ausarbeitung eines Kon-
zeptes zur Verhinderung von Störfällen nach 
§ 8 Abs. 2 oder § 20 Abs. 2 der Störfall-
Verordnung zuwiderhandelt, 

4. der Pflicht zur Erstellung eines Sicher-
heitsberichts nach § 9 Abs. 4 oder 5 Satz 2, 
jeweils auch in Verbindung mit § 20 Abs. 3 
der Störfall-Verordnung zuwiderhandelt, 

5. der Pflicht zur Erstellung und Übermitt-
lung von Alarm- und Gefahrenplänen nach § 
10 Abs. 1 Nr. 1 oder 2, auch in Verbindung mit 
§ 10 Abs. 4 Satz 4, dieser auch in Verbindung 
mit § 20 Abs. 4 Satz 3, oder § 20 Abs. 4 Satz 
1, auch in Verbindung mit Satz 2 der Störfall-
Verordnung zuwiderhandelt, 

6. der Pflicht zur Unterrichtung, Anhörung 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer im Anwen-
dungsbereich des § 3 dieses Gesetzes vor-
sätzlich oder fahrlässig 

1. einer vollziehbaren Anordnung nach § 1 
Absatz 2 der Störfall-Verordnung zuwider-
handelt, 

2. entgegen § 6 Absatz 3 der Störfall-
Verordnung eine Information nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig liefert, 

3. entgegen § 7 Absatz 1, 2 oder 3 oder § 20 
Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 3 Num-
mer 1 der Störfall-Verordnung eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, nicht in 
der vorgeschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig erstattet, 

4. entgegen § 8 Absatz 3 oder § 20 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 der Störfall-Verordnung 
die Umsetzung des Konzepts nicht sicher-
stellt, 

5. entgegen § 8 Absatz 4, § 10 Absatz 4 Satz 
3 oder § 20 Absatz 1 Nummer 2 der Stör-
fall-Verordnung ein Konzept oder einen 
Alarm- oder Gefahrenabwehrplan nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig aktualisiert, 

 

Die Ordnungswidrigkeiten waren der 
Neufassung der Störfall-Verordnung 
entsprechend anzupassen. 
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oder Unterweisung nach § 10 Abs. 3, auch in 
Verbindung mit § 20 Abs. 4 Satz 3 der Stör-
fall-Verordnung zuwiderhandelt, 

7. der Pflicht zur Erprobung oder Aktualisie-
rung nach § 10 Abs. 4 Satz 1 oder 3, jeweils 
auch in Verbindung mit § 20 Abs. 4 Satz 3 der 
Störfall-Verordnung zuwiderhandelt, 

8. der Pflicht zur Information nach § 11 Abs. 
1 Satz 1 oder § 20 Abs. 5 Satz 1 der Störfall- 
Verordnung zuwiderhandelt, 

9. der Pflicht zur Information nach § 11 Abs. 
1 Satz 3 auch in Verbindung mit Abs. 2 Satz 2 
oder 

§ 20 Abs. 5 Satz 2 der Störfall-Verordnung 
zuwiderhandelt, 

10. der Pflicht zur Bereithaltung des Si-
cherheitsberichts nach § 11 Abs. 3 Satz 1 der 
Störfall-Verordnung zuwiderhandelt, 

11. der Pflicht zur Einrichtung einer Verbin-
dung nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 Störfall-
Verordnung zuwiderhandelt, 

12. der Pflicht zur Aufbewahrung einer Un-
terlage nach § 12 Abs. 2 Satz 2 Störfall-
Verordnung zuwiderhandelt, 

13. der Mitteilungspflicht nach § 19 Abs. 1 
oder 2 der Störfall-Verordnung zuwiderhan-
delt, 

14. der Betriebszeitenregelung für Geräte 
und Maschinen nach § 3a dieses Gesetzes 
zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet wer-

6. entgegen § 8a Absatz 1 Satz 1 oder § 11 
Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 5 Satz 1 der 
Störfall-Verordnung eine Angabe oder ei-
nen Sicherheitsbericht nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht in der vorge-
schriebenen Weise zugänglich macht, 

7. entgegen § 9 Absatz 4 oder 5 Satz 3 oder 
§ 20 Absatz 2 Nummer 1 oder Absatz 4 
Nummer 1 oder § 19 Absatz 2 Satz 1 der 
Störfall-Verordnung einen Sicherheitsbe-
richt oder dessen aktualisierte Teile oder 
eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig vorlegt, 

8. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, der Stör-
fall-Verordnung auch in Verbindung mit 
§ 20 Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 4 
Nummer 2 der Störfall-Verordnung, einen 
dort genannten Alarm- oder Gefahren- ab-
wehrplan nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig oder nicht rechtzeitig erstellt oder die 
erforderliche Information nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
übermittelt, 

9. entgegen § 10 Absatz 3 Satz 1 der Störfall-
Verordnung einen Beschäftigten nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzei-
tig unterrichtet oder nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig anhört, 

10. entgegen § 10 Absatz 3 Satz 2 der Störfall-
Verordnung einen Beschäftigten nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzei-
tig unterweist, 

11. entgegen § 10 Absatz 4 Satz 1 der Störfall-
Verordnung einen Alarm- oder Gefahren-
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den. 

(3) Sachlich zuständige Behörde für die Ver-
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkei-
ten sind 

1. bei Zuwiderhandlungen nach Absatz 1 
Nr. 14 die Ortspolizeibehörden, 

2. für die der Bergaufsicht unterstehenden 
Anlagen das Landesbergamt Clausthal-
Zellerfeld, 

3. im Übrigen die Gewerbeaufsicht des 
Landes Bremen." 

abwehrplan nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig erprobt, 

12. entgegen § 11 Absatz 3 Satz 1 der Störfall-
Verordnung eine Information nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig 
gibt, 

13. entgegen § 12 Absatz 1 Nummer 1 der 
Störfall-Verordnung eine Verbindung nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig einrichtet, 

14. entgegen § 12 Absatz 2 Satz 2 der Störfall-
Verordnung eine Unterlage nicht oder nicht 
bis zur nächsten Vor-Ort-Besichtigung, je-
doch mindestens fünf Jahre aufbewahrt, 

15. entgegen § 19 Absatz 1 der Störfall-
Verordnung eine Mitteilung nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht oder 

16. entgegen § 19 Absatz 2 Satz 2 der Störfall-
Verordnung eine Mitteilung nicht, nicht rich-
tig oder nicht rechtzeitig ergänzt oder nicht, 
nicht richtig oder nicht rechtzeitig berichtigt, 

17. den Betriebsregelungen für Geräte und 
Maschinen nach § 4 dieses Gesetzes 
zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet wer-
den. 

(3) Sachlich zuständige Behörde für die Ver-
folgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten sind 

1. bei Zuwiderhandlungen nach Absatz 1 
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Nummer 17 die Ortspolizeibehörden, 

2. für die der Bergaufsicht unterstehenden 
Anlagen das Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie, 

3. im Übrigen die Gewerbeaufsicht des 
Landes Bremen. 

    
§ 7 In-Kraft-Treten/Außer-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz 
zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Ge-
räuschen und Erschütterungen vom 30. Juni 
1970 (Brem. GBl. S. 71 – 2129-a-1), geändert 
durch Artikel 36 des Gesetzes vom 18. De-
zember 1974 (Brem. GBl. S. 351), außer 
Kraft. 

Inkrafttreten/Außenkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
Bremische Gesetz zum Schutz vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen vom 26. Juni 
2001 (Brem.GBl. S. 220 – 2129-a-1), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. November 
2010 (Brem.GBl. S. 567), außer Kraft. 

 

Aktualisierte Fassung 
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